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Der Kommentar

Erster entscheidender Schritt zum neuen TKG
Mit der Vorlage des Arbeitsentwurfs
zum neuen TKG hat das Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Arbeit
(BMWA) einen ersten und entschei-
denden Schritt zur Schaffung des
neuen Gesetzes geleistet. Auch wenn
dieser Entwurf wichtige Teile, wie
etwa die gesamten neuen Verfah-
rensregelungen noch nicht enthält,
zeigt er klar die Richtung des BMWA
an und dokumentiert die bereits er-
hebliche Arbeitsleistung der handeln-
den Beamten. Bemerkenswert und in
jeder Hinsicht anerkennenswert ist
auch der Ansatz, den Arbeitsentwurf
bereits vor der endgültigen Fertig-
stellung und Abstimmung im BMWA
als Referentenentwurf innerhalb der
TK-Branche zu erörtern und Anre-
gungen aufzunehmen. Dies beweist
Souveränität und Risikobereitschaft in
und um eine Gesetzesmaterie, die
sicherlich noch zu heftigen Auseinan-
dersetzungen zumindest innerhalb
der TK-Branche führen wird. Zu den
weiteren Abläufen zeichnet sich heute
schon klar ab, dass das neue TKG
nicht, wie in den EU-Richtlinien vor-
gesehen, bereits im Juli 2003 Geset-
zeskraft erlangen wird, sondern bes-
tenfalls Ende 2003.

Bereits an früherer Stelle hat sich der
Verfasser mit den Themen und An-
forderungen an das neue TKG aus-
einandergesetzt1. Dies soll hier auf-
gegriffen werden und am vorliegen-
den Arbeitsentwurf gespiegelt wer-
den.

Zunächst einige generelle Bemerkun-
gen. Der Verfasser hat sich immer für
einen möglichst stabilen gesetzlichen
Rahmen ausgesprochen, da sich das
bestehende TKG im Prinzip bewährt
hat und das Prinzip eines stabilen

gesetzlichen und regulatorischen
Rahmens wesentlich zur Absicherung
von Rahmenbedingungen für lang-
fristig orientierte Investitionsentschei-
dungen ist. Diesem Anspruch ist der
Gesetzesentwurf nur bedingt gerecht
geworden. Er hat insbesondere bei
der Marktregulierung doch wesentli-
che neue und andere Regelungen
geschaffen als bislang. Vielleicht war
es aber auch unrealistisch, von einem
stabilen nationalen gesetzlichen
Rahmen auszugehen angesichts der
Umwälzungen, die von dem EU-
Richtlinienpaket ausgehen. Fakt wird
jedenfalls sein, dass sich die Markt-
teilnehmer auf einen neuen Rahmen
einstellen müssen.

Infrastrukturbasierter Wett-
bewerb
An einigen Stellen des Gesetzent-
wurfs scheint eine Präferenz der
Verfasser für infrastrukturbasierten
Wettbewerb und die Förderung von
entsprechenden Investitionen durch.
Auch wenn aus ökonomischer Sicht
natürlich nachhaltiger Wettbewerb
alternative Infrastrukturen voraus-
setzt, darf sich der Gesetzgeber und
auch eine Regulierungsbehörde letzt-

lich nicht zum Schiedsrichter über
bestimmte Geschäftsmodelle ma-
chen. Zudem darf nicht übersehen
werden, dass mit Ausnahme der
Access-Ebene im Festnetz in
Deutschland kein Mangel an alterna-
tiver Netzinfrastruktur besteht. Bottle-
necks liegen eher in der Entwicklung
der Nachfrage durch neue Dienste
und Anwendungen. Von daher darf
die Bedeutung des Dienstewettbe-
werbs nicht hoch genug geschätzt
werden.

Technologieneutralität
Die Technologieneutralität der Regu-
lierung ist eine der leitenden Grundli-
nien des EU-Richtlinienpakets. Alle
Segmente des Telekommunikations-
marktes, das Festnetz, der Mobilfunk,
das Internet und die Kabelnetze sol-
len nach den gleichen Prinzipien
reguliert werden, wenn die Grundvor-
aussetzungen, ob bestimmte Dienste
überhaupt reguliert werden sollen,
erfüllt sind. Dieser Grundsatz findet
sich im Gesetzentwurf noch deutli-
cher und klarer als im bestehenden
TKG. Weiterhin lassen die für die
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Regulierungsbehörde vorgesehenen
Spielräume bei der Anwendung des
Regulierungsinstrumentariums genü-
gend Gelegenheit, die Spezifika ein-
zelner Teilsegmente des Marktes
auch angemessen in der praktischen
Regulierungspolitik zu berücksichti-
gen.

Marktanalyse und Marktbe-
herrschung
Grundvoraussetzung nahezu jeglicher
Regulierung (von wenigen Ausnah-
men abgesehen) wird künftig die in
einem gesonderten Verfahren erfol-
gende Abgrenzung relevanter Märkte
und der Feststellung ggfs. auf diesen
Märkten vorhandener marktbeherr-
schender Positionen sein. Der Ge-
setzentwurf lehnt sich hier im Prinzip
stark an die EU-Vorgaben an und
birgt insofern keine Überraschungen.
Allerdings übernimmt er nicht einfach
die über Empfehlungen der EU-
Kommission definierte Liste der zu
regulierenden Märkte. Von der Regu-
lierung eines Marktes ist abzusehen,
wenn "Tendenzen für das Entstehen
eines funktionsfähigen Wettbewerbs
erkennbar sind“. Hierüber wird sich in
der praktischen Umsetzung und An-
wendung trefflich streiten lassen,
wenn das genannte Kriterium im
weiteren Verlauf des Gesetzge-
bungsverfahrens nicht weiter konkre-
tisiert wird.

Die Durchführung der Marktabgren-
zungs- und Marktanalyseverfahren
soll erst nach Inkrafttreten des neuen
TKG beginnen. Deutschland wird hier
zeitlich vielen anderen EU-Staaten
hinterherhinken, da manche diesen
Prozess bereits jetzt gestartet haben.
Vielleicht gibt es aber auch die Chan-
ce, von den kleineren Mitgliedstaaten
zu lernen.

Die Feststellung marktbeherrschen-
der Positionen ergibt sich als selb-
ständiger Verwaltungsakt. Nur wenn
dies unmittelbar mit der Auferlegung
von Verpflichtungen gekoppelt ist,
erfolgt dies als einheitlicher Verwal-
tungsakt. Angesichts der erheblichen
Bedeutung, die sich aus dieser Fest-
stellung ergibt, wird davon auszuge-
hen sein, dass die Feststellung
marktbeherrschender Positionen in
Zweifelsfällen (die hier durchaus

zahlreich sein können) regelmäßig
gerichtlich überprüft werden. Außer
aus gegebenem Anlass soll die
Marktabgrenzung regelmäßig alle
zwei Jahre überprüft werden. Trotz
des damit verbundenen Aufwandes
ist dies jedoch sehr zu begrüßen.
Nicht vorgesehen ist diese regelmä-
ßige Überprüfung (bislang) zur Fest-
stellung der Marktposition von An-
bietern. Da die dynamische Entwick-
lung der TK-Märkte auch hier die
Verhältnisse relativ schnell ändern
kann, sollten auch die Marktpositio-
nen regelmäßig und nicht erst aus
evidentem Anlass überprüft werden.

Zugangsverpflichtungen
Hier zeigen sich wesentliche Unter-
schiede zum bisherigen TKG. Den
Richtlinien folgend kann die Regulie-
rungsbehörde Zugangsverpflichtun-
gen aus einem Optionsmenü auferle-
gen und hat hierbei ein großes Aus-
wahlermessen. Allein aus dem Ge-
setzestext offenbart sich nicht (oder
kaum) in welchen Marktsegmenten
und Marktsituationen mit welchen
Zugangsverpflichtungen zu rechnen
ist. Dies wird Unsicherheit sowohl bei
(potentiell) zur Zugangsgewährung
verpflichteten Unternehmen als auch
bei ihren Wettbewerbern auslösen.
Keine Marktseite kann mit diesem
Ergebnis zufrieden sein. Zur Recht-
fertigung wird argumentiert, dass die
Richtlinien kaum andere Umset-
zungsmöglichkeiten zulassen. Wenn
dem so wäre, wirft dies kein gutes
Licht auf die neuen Richtlinien. Der
Markt verdient und benötigt hier mehr
Klarheit. Wenn dies nicht auf der
gesetzlichen Ebene zu leisten wäre,
sollte die Regulierungsbehörde selber
diese Lücke bald schließen und einen
Katalog von Zugangsverpflichtungen
sowie ihre Anwendung auf bestimmte
Marktsituationen definieren.

Bei der Auferlegung von Zugangsver-
pflichtungen hat die Regulierungsbe-
hörde darüber hinaus einen umfängli-
chen Kriterienkatalog hinsichtlich der
Angemessenheit einzelner Zugangs-
verpflichtungen abzuprüfen. Die Krite-
rien dieses Kataloges sind nicht alle
selbstredend, z. B. wissen wir heute
alle noch relativ wenig über die Not-
wendigkeit von Zugangsverpflichtun-
gen zur langfristigen Sicherung des

Wettbewerbs. Diese Kriterien schaf-
fen weitere Unsicherheit und sollten
entweder gestrafft oder genauer
spezifiziert werden. Auch hier sind
wieder pragmatische Wege zumin-
dest auf der Ebene der Anwendung
des neuen Rechts erforderlich.

Entgeltregulierung
Auch hier sind wesentliche Änderun-
gen vorgesehen. Die endnutzerorien-
tierte Preiskontrolle soll zurückgeführt
bzw. an ganz enge Voraussetzungen
geknüpft werden. Dagegen werden
die sich in der Praxis einstellenden
Aspekte des Behinderungsmiss-
brauchs gegenüber Wettbewerbern,
insbesondere Verdrängungspreise,
Preis-Kosten-Schere und Bündelung,
klarer gefasst und in den Vordergrund
gerückt. Diese Gewichtsverlagerung
ist zu begrüßen, werden doch bereits
heute die Preise weit mehr durch den
Wettbewerb als durch Regulierungs-
auflagen bestimmt. Ein Stück weit
wird hier sinnvollerweise die Deregu-
lierung des Marktes eingeleitet. Auch
die Frage relevanter Kostenstandards
wird klarer gefasst. Überraschend ist
vor diesem Hintergrund, dass markt-
beherrschende Unternehmen, wenn
sie denn der Entgeltgenehmigung
unterliegen, "Altlasten" bei den Kos-
ten geltend machen können. Dies
sollte fünf Jahre nach der Liberalisie-
rung überholt sein und, weil solche
Überlegungen falsche Anreize set-
zen, auch wieder entfallen.

Die genannten Anmerkungen konn-
ten natürlich nur an einigen wenigen
Stellen bewerten und Anregungen
geben. Vorgehen und Entwurf ver-
dienen es, vorurteilsfrei intensiv auf
der Fachebene weiter erörtert zu
werden. Dies sollte beste Vorausset-
zungen dafür schaffen, zwar nicht alle
Interessen gleichermaßen zu befrie-
digen, aber zumindest doch ein zu-
kunftsorientiertes Gesetz zu schaffen,
das seine Augen nicht vor den heuti-
gen Marktrealitäten verschließt.

Karl-Heinz Neumann

                                                          
1 "Die Novellierung des TGK steht vor der Tür“,

Telcom Brief November 2002.
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Berichte aus der laufenden Arbeit des WIK

Eckpunkte zur Ausgestaltung eines möglichen
Handels mit Frequenzen

Im Auftrag des Bundesministeriums
für Wirtschaft und Arbeit hat die WIK-
Consult in Zusammenarbeit mit Prof.
Dr. Joachim Scherer sowie Dr. Ulrich
Ellinghaus und Prof. Dr. Ingo Vogel-
sang die Studie "Eckpunkte zur Aus-
gestaltung eines möglichen Handels
mit Frequenzen" durchgeführt. Wie
der Titel besagt, war es die Zielset-
zung der Studie, Eckpunkte zum
Thema Frequenzhandel für die an-
stehende Neufassung des Telekom-
munikationsgesetzes zu entwickeln.
Dazu wurde vom WIK zunächst eine
extensive ökonomische Analyse des
Frequenzhandels vorgenommen.
Hierbei wurden insbesondere die
folgenden Aspekte behandelt: Prinzi-
pien eines effektiven Frequenzhan-
dels, Frequenzhandel als Instrument
zur Förderung einer effektiven Nutz-
ung des Frequenzspektrums, Fre-
quenzhandel unter Beachtung von
negativen externen Effekten, Netz-
externalitäten und die Festsetzung
von Standards, wirtschaftspolitische
und soziale Aspekte bei der Fre-
quenzvergabe, wettbewerbspolitische
Aspekte, unterschiedliche Motive für
das Horten von Frequenzspektrum,
Windfall Profits, Frequenzhandel und
Frequenznutzungsbestimmungen,
institutionelle Arrangements des
Frequenzhandels, Elemente eines
Property Rights Regimes, Frequenz-
handel und Zeitrahmen für die Nut-
zung der Frequenzen, Notwendigkeit
der Führung eines zentralen Regis-
ters für den Frequenzhandel, Implika-
tionen des ursprünglichen Vergabe-
verfahrens auf den Handel mit Fre-
quenzen, Implikationen der Art der
Erhebung von Frequenzgebühren für
den Frequenzhandel sowie Einfüh-
rung von Frequenzhandel mit retro-
spektiver Gültigkeit. Die rechtlichen
Rahmenbedingungen wurden eben-
falls explizit dargestellt. Im Blickwinkel
der rechtlichen Analyse waren das
internationale Fernmelderecht, euro-
päisches Telekommunikationsrecht
sowie das nationale Verfassungs-
recht. Neben den Rahmenbedingun-
gen, die das Verfassungsrecht setzt,
wurden auch die verfassungsrechtli-
chen Anforderungen an ein Fre-
quenzhandelssystem dargestellt. Um
tiefergehende Einsichten zu erlangen,
wurde die Ausgestaltung des Fre-
quenzhandels in ausgewählten Län-
dern untersucht. In extensiverer Form
wurden die Erfahrungen in den Ver-

einigten Staaten von Amerika darge-
stellt. Daneben wurde der Frequenz-
handel in Australien und Neuseeland
schematisch behandelt. Ferner wurde
die aktuelle rechtliche Sachlage und
die derzeitige Diskussion in Großbri-
tannien ausführlich diskutiert.

Die Studie sowie eine Kurzfassung
derselbigen ist auf der Homepage
des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Arbeit (http://www.bmwi.de
/Homepage/Politikfelder/Telekommu
nikation%20%26%20Post/Telekomm
unikationspolitik/Telekommunikations
politik.jsp) der interessierten Öffent-
lichkeit als PDF-Datei zur Verfügung
gestellt. Die broschierte Fassung ist
in der Reihe WIK-Diskussionsbeiträge
als Nr. 241 erhältlich und über das
WIK zu beziehen. Der an der detail-
lierten Analyse interessierte Leser
wird auf diese Dokumente verwiesen.
An dieser Stelle möchten wir einige
ökonomische Aspekte kurz etwas
näher beleuchten, um dann die
Schlussfolgerungen der Studie sowie
die sich daraus ableitenden Eck-
punkte zu präsentieren.

Effizienzsteigerung
Frequenzhandel findet dann statt,
wenn ein potentieller Nutzer dem
Nutzungsrecht eine höhere ökonomi-
sche Wertschätzung beimisst als ein
aktueller Nutzer. Handel schafft eine
Option und bewirkt für die direkt Be-
teiligten bei der faktischen Durchfüh-
rung eine Win-Win Situation. Aus
ökonomischer Sicht führt Handel zu
einer effizienteren Allokation sofern
man zunächst potentielle externe
Effekte ausklammert. Ferner trägt
Frequenzhandel dazu bei, dass zu-
geteiltes Frequenzspektrum nicht
ungenutzt bleibt. Frequenzhandel
schafft einen Anreiz Frequenzspekt-
rum nicht zu horten, da man über die
Veräußerung Geld erhalten kann.
Horten liegt dann vor, wenn man das
Frequenznutzungsrecht weder derzeit
noch in Zukunft in Anspruch nehmen
wird. Wenngleich ein derartiger An-
reiz geschaffen wird, kann damit das
Horten nicht vollständig ausgeschlos-
sen werden. Strategische Motive
mögen Anlass dafür sein, die Veräu-
ßerung an einen Konkurrenten nicht
vorzunehmen.

Externe Effekte
Frequenzhandel kann externe Effekte
zur Folge haben. Derartige Effekte
werden nicht im Preissystem reflek-
tiert. Interferenzen sind die typischste
Form von externen Effekten im Zu-
sammenhang mit Frequenzhandel.
Durch diese werden die Nutzungs-
möglichkeiten des Frequenzspekt-
rums in angrenzendem Frequenz-
spektrum eingeschränkt. Bei Vorlie-
gen externer Effekte führt Handel
nicht notwendigerweise zu einer
effizienten Allokation. Nach dem
sogenannten Coase Theorem sind
klar definierte Eigentumsrechte je-
doch hinreichend dafür, dass im We-
ge privater Verhandlungen ein effi-
zientes Ergebnis erzielt wird, sofern
vollständige Information besteht und
keine Transaktionskosten auftreten.
Diese Erkenntnis liefert eine klare
Botschaft für die regulatorische Vor-
gehensweise: Danach sollten die
Interferenzbestimmungen von Seiten
der Regulierungsbehörde für Tele-
kommunikation und Post klar und
umfassend definiert werden. Durch
diese werden die Property-Rights in
der Ausgangssituation bestimmt.
Sofern in privaten Verhandlungen
jedoch davon abweichende Vereinba-
rungen getroffen werden, gegen die
niemand einen Einwand hat, sollten
diese von der Regulierungsbehörde
akzeptiert werden. Die Rolle der
Regulierungsbehörde würde also
nach der Festsetzung der Standards
auf die eines Mediators reduziert, der
im Falle einer Nichteinigung dafür
Rechnung trägt, dass die vorgegebe-
nen Standards eingehalten werden.

Wettbewerbspolitische
Aspekte
Die Knappheit des Frequenzspekt-
rums bedingt eine Beschränkung der
Markteilnehmer. Augenscheinlich wird
dies beispielsweise im Mobilfunk.
Frequenzhandel kann nun grundsätz-
lich dazu führen, dass ein noch enge-
res Oligopol resultiert und der Wett-
bewerb vermindert wird. Sofern ein
Markteilnehmer im Mobilfunkmarkt
seine Frequenznutzungsrechte ver-
äußert, ist dies einem nicht umkehr-
baren Marktaustritt gleichzusetzen.
Da die Förderung von Wettbewerb
eine der zentralen regulatorischen
Zielsetzungen ist, um eine Vielfalt an
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Produkten und niedrige Preise zu
garantieren, müssen entsprechende
Maßnahmen getroffen werden.

Im wesentlichen gibt es drei Vorge-
hensweisen, eine Reduzierung des
Wettbewerbs zu verhindern.

•  Spectrum caps: Derartige
Spectrum caps beschränken den
maximalen Umfang des Spekt-
rums, den ein einzelner Nutzer
erwerben darf.

•  Sofern der Handelmechanismus
für jeden einzelnen Fall von der
Regulierungsbehörde bestimmt
wird, kann diese bei der Festset-
zung den wettbewerbspolitischen
Gesichtspunkten Rechnung tra-
gen.

•  Ex-post Genehmigung:  In diesem
Fall ist jeder Transfer vorbehalt-
lich der Genehmigung durch die
Reg TP. Diese hat ein Widerrufs-
recht, sofern sie wettbewerbspoli-
tische Belange gefährdet sieht.

Während ex-ante Festsetzungen am
effektivsten bei der Einhaltung wett-
bewerbspolitischer Zielsetzungen
sind, so sind diese jedoch im Gegen-
zug mit den höchsten Transaktions-
kosten verbunden.

Windfall Profits
Windfall Profits sind Gewinne, die
ohne eigene Anstrengungen und
ohne eigene wirtschaftliche Aktivitä-
ten dem Inhaber spezifischer Pro-
perty Rights zufließen. Aus einer rein
ökonomischen Betrachtungsweise
sind Windfall Profits kein Argument
gegen den Frequenzhandel. Im Ge-
genteil Gebühren oder Steuern bei
Frequenzhandel können möglicher-
weise bewirken, dass ein Handel
unterbleibt, der ökonomisch als sinn-
voll einzuschätzen ist.

Sofern jedoch Windfall Profits aus
verteilungspolitischen Erwägungen
heraus als problematisch angesehen
werden, gibt es verschiedene Mög-
lichkeiten, darauf hinzuwirken, dass
solche im Falle von Frequenzhandel
nicht in extremer Höhe anfallen. Die
Erstvergabe sollte im Wege einer
Auktion erfolgen. Alternative Instru-
mente sind eine ökonomische Fre-
quenzgebühr, eine effektive Regulie-
rung des Marktes, eine "Windfall
Steuer" oder aber die Einforderung
eines staatlichen Anteils im Falle
eines Frequenzhandels. Jedoch auch
ein Frequenzhandel, der zunächst
lediglich zu Einnahmen bei dem frü-
heren Nutzer führt, kann eine Entlas-
tung des Staatshaushaltes bewirken.
Unmittelbar evident ist dies, wenn der
frühere Nutzer eine staatliche oder

staatlich geförderte Institution ist.
Sofern beispielsweise das Militär
überschüssige Frequenzbänder ver-
äußern würde, wäre ein solcher Fall
gegeben. Die zusätzlichen Mittel
verringern tendenziell den Bedarf von
anderer Stelle. Sofern Frequenzen
nach dem Handel in effizienterer
Weise genutzt werden, impliziert dies,
dass höhere Gewinne von entspre-
chenden Unternehmen erzielt wer-
den, die aufgrund des Kapital- bzw.
Einkommensteuersystems und bei
höherem Umsatz über die Mehr-
wertsteuer zu höheren Einnahmen
des Staates führen. Die Problematik
der Windfall Profits in umfassendem
Sinne ist somit weitaus weniger kri-
tisch zu beurteilen, als dies häufig
vorgebracht wird.

Allgemein gilt, dass die Erzielung von
Windfall Profits weniger wahrschein-
lich ist, wenn

•  Auktionen als ursprüngliches
Vergabeverfahren verwendet
wurden und dabei zeitpunktbezo-
gen der Markträumungspreis re-
sultierte;

•  die Frequenzzuteilungsgebühr
den ökonomischen Preis der Fre-
quenz wiederspiegelt;

•  sich der Wert der Frequenz nega-
tiv entwickelt;

•  beim Vergabeverfahren hohe
Anforderungen an die Eignung
des Nutzers gestellt wurden;

•  wirksamer Wettbewerb imple-
mentiert wurde.

Big-bang Auktionen
Eine proaktive Form der Einführung
von Frequenzhandel stellen soge-
nannte Big-bang Auktionen dar. Mit
anderen Worten wäre eine offensive
Art der Einführung von Frequenzhan-
del gegeben, wenn zu einem Stichtag
sämtliche Frequenzen in dem ent-
sprechenden Bereich neu vergeben
würden. Die Vergabe würde im Wege
einer Auktion erfolgen. Ein derartiges
Verfahren würde eine bezogen auf
den Stichtag effiziente Frequenzzu-
teilung bewirken. Das Auktionsdesign
würde von Seiten der Regulierungs-
behörde für Telekommunikation und
Post im Rahmen eines Konsultations-
verfahrens bestimmt. Auf diese Weise
würde gewährleistet, dass das Er-
gebnis in Einklang mit sämtlichen
regulatorischen Rahmenbedingungen
ist. Die bisherigen Nutzer würden
gemäß der noch verbleibenden Lauf-
zeit des Nutzungsrechtes der Fre-
quenzen basierend auf dem Ergebnis
der Auktion anteilsmäßig entschädigt.
In der Auktion, an der sämtliche Inte-

ressenten mit der erforderlichen Eig-
nung teilnehmen könnten, kann ein
ehemaliger Nutzer durch sein Biet-
verhalten mit entscheiden, ob er
weiterhin Nutzer der Frequenzen
bleiben will oder ob er stattdessen die
entsprechende Entschädigung, die
sich gemäß dem Auktionsverlauf
abzeichnet, bevorzugt.

Aus ökonomischer sowie regulatori-
scher Sicht spricht einiges für diese
Vorgehensweise, da auf diese Weise
zu dem entsprechenden Stichtag ein
ökonomisch effizientes Ergebnis
erreicht wird. Fehlallokationen in der
Vergangenheit würden auf diese
Weise beseitigt. Allerdings fallen
administrative Kosten an, die nur
dann gerechtfertigt wären, wenn eine
zu erwartende Nutzungsänderung mit
entsprechenden ökonomischen Wert-
steigerungen einherginge. Es bleibt
jedoch zu prüfen, ob ein derartiges
Vorgehen in Einklang mit gesetzli-
chen Vorschriften und den geltenden
Nutzungsrechten ist.

Frequenzhandel mit retro-
spektiver Gültigkeit
Die Einführung von Frequenzhandel
sollte nicht auf das Frequenzspekt-
rum beschränkt werden, das in der
Zukunft zugeteilt wird. Frequenzhan-
del schafft für die Unternehmen eine
zusätzliche Option und stellt die Be-
teiligten unter Vernachlässigung
potentieller externer Effekte damit
besser. Sofern die Einführung von
Frequenzhandel nur auf die Zukunft
bezogen würde, wären die faktischen
Implikationen marginal, da die Fre-
quenznutzungszeiten über Jahr-
zehnte laufen (z. B. UMTS 20 Jahre)
und teilweise sogar unbegrenzt sind.
Frequenzhandel ermöglicht eine
effizientere Nutzung des Frequenz-
spektrums mit Blick auf die Zukunft.
Kritisch mag allenfalls der Aspekt der
Realisierung von Windfall Profits sein,
jedoch handelt es sich hierbei primär
um eine verteilungspolitische Proble-
matik und ein Kommunikationsprob-
lem in der Öffentlichkeit. Ferner kann
die Einführung von Frequenzhandel
Diskriminierungen zur Folge haben:
Sofern ursprüngliche Nutzer die Fre-
quenzen ohne Entschädigung zu-
rückgeben mussten, können bei Fre-
quenzhandel andere Erlöse erzielen.
Aber auch hier ist primär die vertei-
lungspolitische Sichtweise relevant
und nicht die ökonomische Effizienz.
Letztere erscheint uns jedoch als
weitaus bedeutender.
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Schlussfolgerungen
Die in der Studie vorgenommene
Analyse führte zu den nachfolgenden
Schlussfolgerungen. Frequenzhandel
kann in entscheidender Weise mit
dazu beitragen, dass die knappe
Ressource Frequenzen in ökono-
misch effizienter Weise genutzt wird.
Frequenzhandel ist ein Marktmecha-
nismus. Frequenzhandel findet immer
freiwillig statt und führt zu einer neuen
Situation, die für alle direkt Betroffe-
nen besser ist als die Ausgangssitua-
tion. Handel ist in der Tendenz besser
als administrative Verfahren, da die
Nutzer besser über die wirtschaftliche
Verwertbarkeit informiert sind als eine
staatliche Behörde. Aufgrund von
Frequenzhandel kann das Frequenz-
spektrum schneller einer effizienteren
Nutzung zugeführt werden. Je flexib-
ler Frequenzhandel ausgestaltet ist
umso größer die möglichen Effizienz-
gewinne. Frequenzhandel kann neue
Nutzungsmöglichkeiten eröffnen. Der
Marktzutritt von neuen Unternehmen
kann ermöglicht werden. Ungenutztes
oder ineffizient genutztes Spektrum
kann in eine effiziente Nutzung über-
führt werden. Aufgrund dieser Eigen-
schaften und der Tatsache, dass
Frequenzhandel für alle Beteiligten
eine Option eröffnet, sollte Frequenz-
handel grundsätzlich zugelassen
werden. Von Seiten des Gesetzge-
bers und den anschließend für die
Umsetzung verantwortlichen Instituti-
onen, insbesondere der Regulie-
rungsbehörde für Telekommunikation
und Post, sollte die Einführung des
Frequenzhandels pro-aktiv angegan-
gen werden. Im Rahmen des neuen
TK-Gesetzes sollte von daher die
Möglichkeit eingeräumt werden, Fre-
quenzhandel einzuführen.

Frequenzhandel bedeutet zunächst,
dass ein bisheriger Nutzer des Fre-
quenzspektrums freiwillig auf sein
Nutzungsrecht verzichten und dies
gegen eine Geldzahlung einem ande-
ren dauerhaft oder vorübergehend
überlässt. Abhängig davon, ob ein
zugewiesenes Frequenzspektrum
ganz oder in Teilen übertragen wer-
den kann, bzw. abhängig davon,
welche Art der Nutzung zulässig ist,
kann man verschiedene Arten des
Frequenzhandels unterscheiden.
Ferner kommt der spezifischen Aus-
gestaltung des Transfermechanismus
eine entscheidende Rolle zu. Diese
Ausgestaltung bewegt sich zwischen
den beiden Extrempolen des freien
Handel im klassischen Sinne ohne
jegliche Form staatlicher Auflagen
und eines Transfersystems, das voll-
ständig durch die Regulierungsbe-
hörde bestimmt wird (z. B. Auktions-

design für einen spezifischen Fall der
Wiederveräußerung). Außerdem kann
ein solcher Mechanismus fallweise
oder generell vorgeschrieben werden.

Die Thematik Frequenzhandel ges-
taltet sich zudem nicht problemlos,
weil Interferenzprobleme, wettbe-
werbliche Belange, internationale
Vereinbarungen zur Frequenznut-
zung etc. Berücksichtigung finden
müssen. Die sich daraus ergebende
Komplexität, mangelnde internatio-
nale Erfahrungen und landesspezifi-
sche Besonderheiten erfordern ein
wohlüberlegtes Vorgehen, um ver-
meidbare Fehler bei der Ausgestal-
tung des Frequenzhandels im Vorfeld
zu vermeiden. Ein Konsultationspro-
zess, der allen Betroffenen die Mög-
lichkeit gibt, ihre Anliegen und An-
sichten zu den relevanten Themen zu
äußern, erscheint zwingend geboten.
In Großbritannien wird ebenfalls ein
solches Vorgehen gewählt.

Darüber hinaus erscheint eine suk-
zessive Einführung von Frequenz-
handel zweckdienlich zu sein. Auf
diese Weise können Widerstände bei
der Einführung von Frequenzhandel
überwunden werden und Erfahrungen
mit faktisch angewandten institutio-
nellen Arrangements gesammelt
werden. Wesentlich erscheint auch,
dass zunächst weniger weitgehende
Arten des Handels, z.B. solche, die
keine Nutzungsänderung erlauben,
zugelassen werden sollten, um zu-
nächst vermeidbare Komplikationen
auszuklammern. Vor dem Hinter-
grund dieser Ausführungen sehen wir
die nachfolgenden Eckpunkte als
wesentlich an.

Wesentliche Eckpunkte für
die Ausgestaltung
Eckpunkt 1: 
Der Gesetzgeber sollte im Rahmen
der TK-Novelle die gesetzliche
Grundlage dafür schaffen, dass Fre-
quenzhandel grundsätzlich möglich
ist. Faktisch sollte Frequenzhandel
jedoch erst dann in einem bestimm-
ten Frequenzbereich verwirklicht
werden, wenn zuvor die Regulie-
rungsbehörde für Telekommunikation
und Post diesen für Handel freigege-
ben und die Rahmenbedingungen für
den Frequenzhandel in diesem Be-
reich bestimmt hat.

Eckpunkt 2:
Bei der Festsetzung der Art des Fre-
quenzhandels und seiner institutio-
nellen Ausgestaltung sollte die
RegTP sich von den nachfolgenden
Zielen leiten lassen:

•  Förderung der effizienten Nut-
zung des Frequenzspektrums,

•  Förderung des Wettbewerbs,

•  Minimierung von schädlichen
Interferenzen,

•  Erfüllung internationaler Verein-
barungen zur Frequenznutzung,

•  Vereinbarkeit mit dem ursprüng-
lichen Vergabeverfahren.

Eckpunkt 3: 
Es empfiehlt sich, Frequenzhandel
sukzessiv einzuführen. Ein derartiges
Vorgehen ist auch in Großbritannien
vorgesehen. Die RegTP sollte zu-
nächst Frequenzbereiche identifizie-
ren, die sie für einen Handel mit Fre-
quenzen als besonders geeignet
ansieht. Die vorhandene Nachfrage
nach dem entsprechendem Fre-
quenzspektrum, die Bereitschaft
derzeitiger Nutzer, Frequenzspektrum
zu veräußern, die Überschaubarkeit
mit Blick auf die Umsetzungsmöglich-
keiten sowie das Potential der Effi-
zienzsteigerung sollten dabei maß-
gebliche Entscheidungskriterien sein.

Eckpunkt 4: 
Für unterschiedliche Frequenzberei-
che und Nutzungsarten sollten poten-
tiell unterschiedliche Arten des Fre-
quenzhandels mit spezifischen insti-
tutionellen Arrangements zugelassen
werden können. Um den spezifischen
Marktbedingungen Rechnung zu
tragen, kann es durchaus ratsam
sein, dass die Regulierungsbehörde
für Telekommunikation nicht nur die
Rahmenbedingungen sondern den
Mechanismus en detail für eine spe-
zifische Situation festlegt. Beispiels-
wiese empfiehlt es sich, für Mobil-
funkfrequenzen nach unserer Auffas-
sung ein institutionelles Arrangement
zu wählen, in dem die Regulierungs-
behörde für Telekommunikation und
Post sämtliche Regeln des Transfer-
mechanismus bestimmt und über-
wacht.

Eckpunkt 5: 
Nach Inkrafttreten des neuen Tele-
kommunikationsgesetzes sollte die
Regulierungsbehörde für Telekom-
munikation und Post in einem recht-
lich strukturierten Verfahren ein Kon-
sultationspapier (Eckpunktepapier)
veröffentlichen, in dem die wesentli-
chen Aspekte des Frequenzhandels
adressiert werden. Alle Betroffenen
sollten die Gelegenheit zu einer Stel-
lungnahme erhalten. Die Notwendig-
keit eines derartigen Konsultations-
verfahrens ergibt sich aus der Tatsa-
che, dass die unmittelbar Betroffenen
besser ihre Bedürfnisse artikulieren
können als unbeteiligte Dritte. Das
Ergebnis des Konsultationsprozesses
sollte ein Fahrplan sein, wann, in
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welcher Form und für welche Fre-
quenzbereiche Frequenzhandel zu-
gelassen werden sollte. Die Ausges-
taltung sollte von der Maxime geleitet
sein, Frequenzhandel so flexibel wie
möglich auszugestalten. In einem
Turnus von zwei Jahren sollte die
Regulierungsbehörde einen Lagebe-
richt zur Implementierung des Fre-
quenzhandels veröffentlichen. In
diesem sollte dargelegt sein, inwie-
weit Frequenzhandel bis zu dem
geeignet gewählten Stichtag imple-
mentiert ist und wie das geplante
weitere Vorgehen aussehen soll.
Neben der rechtlichen Ausgestaltung
sollten in diesem Zusammenhang
insbesondere empirische Erfahrun-
gen mit Frequenzhandel und Ratio-
nalitäten für das bisherige und zu-
künftige Vorgehen dargelegt werden.
Auf diese Weise würde in der Ten-
denz bewirkt, dass die RegTP die
Umsetzung von Frequenzhandel pro-
aktiv gestaltet.

Zur Verhinderung und Vermeidung
von Interferenzproblemen sollten
klare technische Regeln und Normen

erlassen werden. Darüber hinaus
wäre es aus ökonomischer Sicht
wünschenswert, wenn davon abwei-
chend Frequenznutzer untereinander
Interferenzvereinbarungen auf freiwil-
liger Basis treffen könnten.

Eckpunkt 7: 
Der zeitliche Ablauf der Einführung
von Frequenzhandel sollte somit
zusammengefasst wie folgt ausse-
hen:

•  Im Rahmen der TK-Novelle sollte
die gesetzliche Grundlage für
Frequenzhandel geschaffen wer-
den. Faktisch sollte Frequenz-
handel für einen bestimmten
Frequenzbereich aber erst dann
erlaubt sein, wenn die RegTP
diesen für Handel freigegeben
hat und die Rahmenbedingungen
für den Frequenzhandel in die-
sem Bereich bestimmt hat.

•  Die Regulierungsbehörde sollte
ein Konsultations-Verfahren über
die konkrete Ausgestaltung des
Frequenzhandels (Veröffentli-
chung eines Eckpunkte-Papiers,
Auswertung der Stellungnahmen,

Entwicklung von Empfehlungen)
eröffnen.

•  Auf den Ergebnissen des Kon-
sultationsverfahrens aufbauend,
sollte Frequenzhandel sukzessiv
eingeführt werden. Zunächst
sollte Frequenzhandel nur für
bestimmte Bereiche und Arten
des Frequenzhandels zugelas-
sen werden. Gleichzeitig sollte
eine Software entwickelt werden,
auf deren Basis "freier Fre-
quenzhandel" erfolgen kann.
Ferner sollte eine Datenbank er-
stellt werden, die alle für den
Handel notwendigen Informatio-
nen beinhaltet.

•  Die Erfahrungen mit Frequenz-
handel sollten ausgewertet wer-
den und darauf aufbauend eine
gebotene Ausweitung des Fre-
quenzhandels erfolgen.

Ulrich Stumpf, Lorenz Nett

Entwicklung der IT- und TK-Technologie im
Großraum China (VR China, Taiwan und Hong-
kong) – Kooperationschancen für die deutsche

Wirtschaft in diesem Zukunftsmarkt
Die IT- und TK-Hersteller-Industrie
(IT- und TK-Markt) im Großraum
China (im Folgenden: VR China,
Hongkong, Taiwan)1 ist seit einiger
Zeit von einem tiefgreifenden Wandel
erfasst. Dies betrifft sowohl die
Marktvolumina und die Marktstruktur
innerhalb jeder der drei Regionen als
auch die Beziehung der Regionen
untereinander. Vor allem die gesamt-
wirtschaftliche Entwicklung der VR
China mit einem durchschnittlichen
Wirtschaftswachstum von 8% bis
10% in den vergangenen Jahren
macht diese Region für ausländische
Investoren vor dem Hintergrund einer
Verschlechterung der Konjunktur in
Amerika und Europa besonders inte-
ressant. Dies zeigt sich insbesondere
in den steigenden Foreign Direct
Investments (FDIs), die sich im Jahre
2002 auf insgesamt 50 Mrd. US$
beliefen, womit die VR China zum
weltgrößten Empfängerland von FDIs
geworden ist. Schließlich sind die VR
China und Taiwan kürzlich der WTO
beigetreten.

Zielsetzung und Vorge-
hensweise
Vor dem Hintergrund dieser Entwick-
lungen beauftragte das BMWA im
Juni 2002 bei der WIK-Consult eine
Studie um die Entwicklungsrichtung
und Dynamik der IT- und TK-Märkte
in dieser Region vertieft zu analysie-
ren. Eine zentrale These der Studie
ist, dass durch die Marktentwicklun-
gen neue unternehmerische Ge-
schäftsfelder entstehen, und dass der
Wandel weitreichende Veränderun-
gen für den Marktzutritt von Auslän-
dern und damit auch der deutschen
Industrie in den IT- und TK-Markt in
dieser nach Einwohnerzahl größten
Region der Welt mit sich bringt.

Um dieser Zielsetzung gerecht zu
werden, werden in der Studie

•  die wichtigsten makroökonomi-
schen Faktoren, die die Attrakti-
vität des Großraum China un-
terstreichen, herausgearbeitet.

•  die gegenwärtige Marktstruktur
und der Wettbewerb im IT- und

TK-Herstellermarkt aufgearbeitet
und Entwicklungstendenzen
sichtbar gemacht. Darüber hin-
aus wird auf die Bedeutung und
Positionierung insbesondere von
ausländischen Anbietern in die-
sem Markt eingegangen.

•  standort- und industriepolitische
Entscheidungsgrundlagen bzw.
standortbezogene Wettbewerbs-
vorteile beleuchtet.

•  Auswirkungen des WTO Beitritts
sowie die generellen Marktzu-
trittsbedingungen analysiert.

Mit diesem Artikel sollen die bisheri-
gen Ergebnisse der Studie (Februar
2003) im Überblick dargestellt wer-
den. Die bisherigen Ergebnisse ba-
sieren einerseits auf Desk Research.
Andererseits sind eine Vielzahl von
Interviews mit Vertretern der Wissen-
schaft, von Unternehmen und von IT-
und TK-Markt relevanten Ministerien2

in Deutschland und in der VR China
geführt worden.

Eckpunkt  6:  
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Entwicklungsrichtung und
Dynamik der IT- und TK-
Märkte in den drei Regionen
Bezüglich der Segmentierung der
Märkte haben wir uns von pragmati-
schen Erwägungen leiten lasen. In
einer ersten Näherung lässt sich der
IT- und TK-Markt in primär produzie-
rende Segmente von IT- und TK-
Hardware und in einen eher
dienstleistungsorierentierten Bereich
mit höherem Kundenbezug unter-
scheiden. In Abbildung 1 sind beide
Hauptgruppen und ihre Segmente
visualisiert.

Die Dynamik in den einzelnen Seg-
menten der IT- und TK-Märkte der
drei Regionen ist sehr unterschied-
lich. Den nachhaltigsten und wegen
der Größe des Marktes bedeutends-
ten Wandel erfahren absehbar die
Märkte in der VR China.

In der VR China besitzt insbesondere
der Mobilfunkmarkt aufgrund einer
hohen Nachfrage im Endkundenge-
schäft und dem Mobilfunkstandard
der 3. Generation ein großes Verän-
derungspotenzial. Darüber hinaus
wird dem Software- und dem IT-
Consulting-Segment im Vergleich
zum Weltmarkt ein gewaltiger Aufhol-
bedarf prognostiziert. Vor allem diese
Segmente befinden sich in der VR
China noch in einer sehr jungen
Marktphase. Den einzelnen IT- und
TK-Marktsegmenten gemein ist, dass
nahezu alle Unternehmen, die im
Weltmarkt führend sind, vor Ort tätig
sind und in der Regel über eine star-
ke Marktpositionen verfügen. Auslän-
dische Unternehmen verstärken da-
bei neben Vertriebsaktivitäten sub-
stanziell ihre Produktionsaktivitäten
und z. T. auch ihre F+E-Aktivitäten.

Die einheimische Industrie in der VR
China hat sich vor allem in den Seg-
menten Telekommunikation, Daten-
kommunikation und IT-Hardware
inzwischen gut etabliert. China hat in
diesen Bereichen den Status eines
weitgehend auf Importe angewiese-
nen Landes längst hinter sich gelas-
sen. Es haben sich mittlerweile viel-
mehr chinesische Unternehmen wie
Huawei, ZTE und Legend entwickelt,
die auf den Weltmärkten bereits zu
potenten und konkurrenzfähigen
Wettbewerbern geworden sind. Die-
sen chinesischen Unternehmen
scheint es jedoch vor allem noch an
international bekannten Brandnames
zu mangeln.

Das starke Wachstum bzw. die
Marktpotenziale des chinesischen IT-
und TK-Hardwaremarktes sowie die
starke Präsenz der international füh-
renden Hersteller in der VR China hat
in den letzten Jahren dazu geführt,

dass eine beträchtliche Anzahl von
Zulieferern aus dem Ausland eben-
falls Produktionsaktivitäten in der VR
China aufgenommen bzw. ausge-
weitet hat. Der Markteintritt dieser
Zulieferer in die VR China transferiert
damit internationale Lieferbeziehun-
gen in den innerchinesischen Markt.

In den Segmenten Softwareentwick-
lung und IT-Consulting ist die Leis-
tungsfähigkeit der chinesische Indust-
rie noch nicht sehr weit entwickelt.
Konkurrenzfähige Unternehmen auf
dem Weltmarkt gibt es hier kaum.
Produkte und Dienste ausländischer

Unternehmen spielen deshalb noch
eine große Rolle. Es sind jedoch
insbesondere von Seiten der chinesi-
schen Regierung Anstrengungen
unverkennbar, die Marktentwicklung
nachhaltig zu fördern und auch hier
für eine Erstarkung der einheimischen
Industrie zu sorgen.

Hongkong spielt für die Produktion
von IT- und TK-Hardware eine unter-
geordnete Rolle. Die Branchen-
schwerpunkte liegen hier eindeutig
auf dienstleistungsorientierten Aktivi-
täten im Software- und IT-Bereich.

Die IT- und TK-Herstellerindustrie in
Taiwan ist zum einen sehr auf den
Computer Hardware Markt fokussiert.
Zum anderen ist mit Blick auf die
Vorleistungsebene festzuhalten, dass
Taiwan über eine weltweit starke
Stellung seiner Industrie im Bereich
der Herstellung von Chips sowie bei
Komponenten für Computer Hard-
ware wie z. B. LCD Monitore verfügt.
Taiwanesische IT-Hersteller wie
BenQ, Acer und Quanta haben eine
guten Position am Weltmarkt sowohl
als Zulieferer als auch als Endher-
steller mit bekannten Brandnames
erlangt.

Vernetzung der IT- und TK-
Industrie im Großraum
China
Durch das Erstarken der Wirtschaft
der VR China verschieben sich ange-
stammte Kernkompetenzen und Ver-
netzungen im Hinblick auf die Ar-
beitsteilung zwischen den drei Regio-
nen. Mit dieser Entwicklung einher
entstehen veränderte komparative
Vorteile jeder der drei Regionen. Die
komparativen Vorteile der einzelnen
Region sind aufgrund unterschiedli-
cher wirtschaftlicher, geschichtlicher

und politischer Entwicklungen ent-
standen.

Die einheimische Industrie in der VR
China hat ihren Fokus bis vor nicht
allzu langer Zeit aufgrund des niedri-
gen Lohnniveaus vor allem in der
arbeitsintensiven Produktion von
Low-End-Produkten gehabt. Heute
sind jedoch die Bemühungen der
chinesischen Regierung unverkenn-
bar, eine gewichtige Marktposition
auch im High-End Bereich zu erwer-
ben. Ziel der Regierung ist es, chine-
sische Unternehmen mit eigenen
High-End-Produkten und Brandna-
mes am Weltmarkt aufzubauen.

Taiwans komparativer Vorteil lag
ursprünglich in der Entwicklung und
Produktion von IT-Produkten und -
Komponenten. Taiwanesische Unter-
nehmen besitzen offenbar die Fähig-
keit Hardware-Komponenten in auf-
fällig kurzen Re-Design-Zyklen wei-
terzuentwickeln. Zu beobachten ist
jedoch ein starker Trend, dass taiwa-
nesische IT-Produzenten zunehmend
in der VR China produzieren. Dies
führt z. T. zum Abbau von Produkti-
onskapazitäten in Taiwan. Die taiwa-
nesische Regierung versucht diesen
Trend zumindest zu kontrollieren und
in seinen Ausmaßen zu begrenzen.

Abbildung 1: Segmente des IT- und TK-Herstellermarktes
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Hongkongs Rolle ist künftig im Ge-
samtzusammenhang mit der Ent-
wicklung im Pearl-River-Delta (Süd-
china) zu sehen. Die (noch) beste-
henden Stärken von Hongkong basie-
ren vor allem auf einem transparen-
ten und internationalen Maßstäben
entsprechenden Rechtssystem sowie
den Sprach- und Kulturkenntnissen
der chinesischen Region und die
Vertrautheit wirtschaftlicher Abläufe in
westlichen Länder. In der sich entwi-
ckelnden Arbeitsteilung zwischen
Hongkong und dem Pearl-River-Delta
etabliert sich Hongkong zu einem
F+E-Zentrum, d. h. F+E findet in
Hongkong statt, während die Produk-
tion in der benachbarten südchinesi-
schen Provinz Guangdong angesie-
delt ist. Dabei ist jedoch kein abge-
stimmtes Vorgehen zwischen Hong-
kong und anderen Metropolen in
dieser Provinz bei der Arbeitsteilung
erkennbar, z. B. im Hinblick auf den
Ausbau von Infrastrukturprojekten.
Vielmehr konkurrieren beide Regio-
nen untereinander um in- und aus-
ländische Investoren. Dies ist kein
Einzelfall. Der innerchinesische
Standortwettbewerb, insbesondere
zwischen den großen Metropolen
bzw. Regionen (Beijing, Yangtse-
Delta (Shanghai) und Pearl-River-
Delta) ist erheblich.

Deutlich wird darüber hinaus das
ambivalente Verhältnis zwischen VR
China, Hongkong und Taiwan zuein-
ander. Einerseits konkurrieren die
drei Regionen als Standorte für Ent-
wicklungs- und Produktionsstätten
untereinander. Andererseits ist eine
Intensivierung der Zusammenarbeit
der drei Regionen zu beobachten.

Treibende Kräfte der Ent-
wicklung
Die dezentralen Entscheidungen der
Marktakteure und industriepolitischen
Maßnahmen der drei Regionen wir-
ken auf die Entwicklung der IT- und
TK-Marktstruktur ein und beeinflus-
sen darüber hinaus die komparativen
Vorteile einer Region. Allgemein
lassen sich die Ziele der Industriepo-
litik der VR China, Taiwan und Hong-
kong auf eine Förderung der einhei-
mischen Industrie, auf die Schaffung
günstiger Investitionsbedingungen für
ausländische Investoren und auf den
Aufbau komparativer Vorteile im
Standortwettbewerb im Großraum
China fokussieren. Hinzu kommen
jedoch auch spezifische industriepoli-
tische Maßnahmen der jeweiligen
Region und internationale Vereinba-
rungen wie das WTO-Abkommen, die
die Entwicklung der Märkte und die
Integration der drei Regionen in den
Weltmarkt nachhaltig beeinflussen.

Hier sind vor allen in der VR China
grundlegende politische, gesellschaft-
liche und rechtliche Änderungen zu
erwarten. Taiwan und Hongkong
dagegen sind bereits in einem weite-
ren Maße in den Weltmarkt integriert.
Daher betrachten wir auch den WTO
Beitritt Taiwans zu Beginn des Jahres
2002 mehr als einen formalen Akt,
dessen Auswirkungen auf die rechtli-
chen, politischen und gesellschaftli-
chen Rahmenbedingungen in Taiwan
begrenzt sind.

Ausländische Investoren erhoffen
sich von dem WTO-Beitritt der VR
China zukünftig vereinfachte
Markteintrittsbedingungen. Diese
Erwartung ist nicht unbegründet, da
das WTO-Abkommen auf den Prinzi-
pien basiert, eine Liberalisierung des
Handels, eine Liberalisierung der
Märkte und hier vor allem der
Dienstleistungsmärkte, ein transpa-
rentes Rechtssystem und eine
Gleichstellung in- und ausländischer
Anbieter zu gewährleisten.

Kooperationschancen für
die deutsche Wirtschaft
Im Rahmen der Studie ist eine einge-
hende Analyse der Markt und Wett-
bewerbsstruktur auf den IT- und TK-
Märkten durchgeführt worden. Der
Fokus unserer Studie liegt dabei auf
der Bewertung von Marktchancen für
KMUs. Insbesondere in der VR China
gibt es vielfältige Markteintrittspoten-
ziale. Wir sehen dabei für ausländi-
sche Unternehmen sowohl auf der
Endkundenebene der fünf genannten
Segmente als auch auf der Vorleis-
tungsebene entlang einer Wert-
schöpfungskette Marktchancen (Vgl.

Abbildung 2).

Für die Segmente Telekommunikati-
on, Datenkommunikation und IT-
Hardware ergibt sich, dass Endkun-
denmärkte in der Regel von großen
internationalen Konzernen (u. U. mit
chinesischer Beteiligung) und einigen
einheimischen Anbietern dominiert
werden. Raum für einen Marktzutritt
von KMUs sehen wir hier nicht. An-
ders ist dies mit Blick auf die ver-
schiedenen Vorleistungsebenen der
genannten Segmente. Hier sehen wir
große Potenziale für z.B. speziali-
sierte Zulieferer mit Hard-
ware(vorleistungs)produkten ebenso
wie für Nischenanbieter von Diensten,
wie z.B. im Rahmen der Schaffung
von Plattformen und Diensten für
Mobilfunktechnologie der 3. Genera-
tion.

Das Markteintrittspotenzial in der VR
China für die Segmente IT-Consulting
und Software ist deutlich höher als in
den Hardware Bereichen. Ein Grund
hierfür ist der einerseits wachsende
Bedarf der chinesischen Industrie an
Softwareprodukten und Beratungs-
dienstleistungen, welcher jedoch nicht
ausreichend von der einheimischen,
international noch nicht wettbe-
werbsfähigen Industrie gedeckt wer-
den kann. Darüber hinaus verlangt
die beständige Verlagerung von Pro-
duktionskapazitäten und Wertschöp-
fungsstufen ausländischer Unterneh-
men in die VR China insbesondere
die Integration von Ablauforganisatio-
nen und Softwaresystemen sowohl
von ausländischen als auch von chi-
nesischen Unternehmen. Besondere
Bedeutung kommt hier künftig der
Entwicklung von e-Commerce-, e-

Abbildung 2: Theoretische Marktzutrittsmöglichkeiten ausländischer Un-
ternehmen in der VR China

1. Vorleistungsebene

2. Vorleistungsebene

F + E Produktion Distribution/
Marketing Mix

Endkunden-
märkte

Quelle: wik-Consult
C O N S U L T
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Government- und IT-Sicherheits-
lösungen zu.

Herausforderungen beim
Marktzutritt
Die konkreten Herausforderungen,
vor die sich ein deutsches klein- und
mittelständisches Unternehmen beim
Markteintritt in die VR China konfron-
tiert sieht, sind vielfältig. Neben den
"klassischen" Marktzutrittsschranken
wie Unkenntnis der chinesischen
Sprache, ein (noch) intransparentes
Rechtssystem sowie langwierige
Genehmigungsverfahren entstehen
zusätzlich allgemeine Transaktions-
und Informationskosten. Beispiele für
letztere umfassen Informationen über
rechtliche Rahmenbedingungen, über
regionale Unterschiede in den Stand-
ortbedingungen, über die Industrie-
struktur eines spezifischen Segmen-
tes, über die geeignete Rechtsformen

der Niederlassung sowie die Kontakt-
aufnahme zu relevanten Ansprech-
partnern im In- und Ausland. Diese
fallen in der Regel bereits schon in
der Phase der Entscheidungsfindung
an, überhaupt im chinesischen Markt
aktiv zu werden.

Fazit
Die IT- und TK-Märkte des Großraum
China durchlaufen derzeit einen tief-
greifenden und dynamischen Wandel.
Im Zuge dieser Entwicklung entste-
hen für deutsche KMUs in den Seg-
menten Telekommunikation, Daten-
kommunikation und IT-Hardware
sowie in den Segmenten Software
und IT-Consulting bedeutende
Markteintrittspotenziale. Damit einher
entstehen auch Herausforderungen
für ausländische KMUs. Nach unserer
Einschätzung ist ein langfristiges
Engagement für die Bearbeitung des

chinesischen Marktes notwendig, um
Geschäftserfolge in der VR China zu
erzielen. Auch ist zu beachten, dass
regionale Unterschiede bezüglich der
Marktstruktur und den Markteintritts-
bedingungen in der VR China beste-
hen. Ein Netzwerk zu relevanten
Ansprechpartnern aus Institutionen
(z. B. Aussenhandelskammern und
BMWA), Wissenschaft und Organisa-
tionen (z. B. Verbände) in Deutsch-
land und der VR China kann entspre-
chende Unterstützung bieten.

Dieter Elixmann, Cornelia Stappen

                                                          
1 Im Folgenden sprechen wir auch von den drei

Regionen.
2 In der VR China haben wir mit Vertretern des

Ministry of Information Industrie, des Mi-
nistry of Foreign Trade and Economic Coo-
peration und des Ministry of Science and
Technology gesprochen.

Nachrichten aus dem Institut
Personelle Veränderungen
Am 01. Januar 2003 hat Dipl.-Oec.
Alexander Kohlstedt seine Stelle als
wissenschaftlicher Mitarbeiter am
WIK in der Forschungsgruppe "Regu-
lierung und Wettbewerb" angetreten.
Nach seinem Studium der Wirt-
schaftswissenschaften an der Ruhr-
Universität Bochum und der Gerhard-
Mercator-Universität Duisburg war er
während seiner Dissertation fünf
Jahre lang als wissenschaftlicher
Mitarbeiter am Lehrstuhl von Prof. Dr.
Cassel an der Universität Duisburg
tätig. Sein besonderer Schwerpunkt
lag im Bereich der Ordnungs- und
Wettbewerbspolitik, insbesondere der
Telekommunikationswirtschaft.

Seit dem 13. Januar 2003 arbeitet
Dipl.-Volksw Andreas Hense als
wissenschaftlicher Mitarbeiter am
WIK in der Forschungsgruppe "Kom-

munikation, Post und Logistik". Zuvor
war er als wissenschaftlicher Mitar-
beiter an der TU Freiberg bei Prof. Dr.
Fritsch am Lehrstuhl für Wirtschafts-
politik beschäftigt. Der Fokus seiner
Tätigkeit lag in den Bereichen Markt-
regulierung und Wettbewerbspolitik,
Innovationsökonomik und Stabilitäts-
politik. In seiner, in Arbeit befindlichen
Dissertation untersucht er die Effi-
zienz von Handelsregeln auf Kapital-
märkten. Das Studium der Volkswirt-
schaftslehre absolvierte Andreas
Hense zuvor an der Universität
Münster mit den Schwerpunkten
"Geld und Kredit" sowie "Internatio-
nale Wirtschaftsbeziehungen".

Wir freuen uns auf eine gute Zusam-
menarbeit mit unseren neuen Kolle-
gen am Institut.

Zum 31.12.2002 ist Dirk Langeleh
(Master of Arts in Internat. Econo-

mics) aus dem Institut ausgeschie-
den.

Ebenfalls zum 31.12.2002 hat Dipl.-
Math. Frank Fuhren das Institut nach
fast zweijähriger Tätigkeit verlassen.

Wie wünschen den ausscheidenden
Kollegen viel Erfolg für ihre neuen
Aufgaben.

Zum 01.12.2002 ist Dipl-Volksw.
Antonia Niederprüm Leiterin der For-
schungsgruppe "Kommunikation,
Post und Logistik" geworden.

Für die zur Zeit im Mutterschutz be-
findliche Dr. Gabriele Kulenkampff
übernimmt Dr. Karl-Heinz Neumann
die Leitung der Forschungsgruppe
"Kostenmodelle".

Forschungsgruppe "Kommunikation, Post und
Logistik" erhält Zuschlag für zwei EU-Projekte

Die Forschungsgruppe "Kommunika-
tion, Post und Logistik" erhielt im
Dezember 2002 den Zuschlag für
zwei Projekte, die von der Europäi-
schen Kommission, DG Internal Mar-
ket, ausgeschrieben worden sind.

Das erste Projekt mit dem Titel "Qua-
lity of Service Targets, Performance
and Measurement in Relation to the
Community Universal Postal Service"
umfasst eine länderübergreifende

Beschreibung und Analyse von Qua-
litätsaspekten bei der Erbringung von
Postdienstleistungen auf europäi-
scher und nationaler Ebene. Im Rah-
men von Befragungen werden neben
den Regulierern und den Universal-
dienstleistern auch die Erfahrungen
von Nachfragergruppen in die Unter-
suchung einbezogen. Die Analyse
erstreckt sich über alle Mitglieds-
staaten sowie die 10 Beitrittskandi-

daten, die voraussichtlich im Jahr
2004 Mitglieder der Europäischen
Union werden.

Das zweite Projekt mit dem Titel
"Survey on some main aspects of
postal networks in EU adhesion can-
didate countries" soll einen Überblick
sowohl über den regulatorischen
Rahmen als auch die aktuelle Wett-
bewerbssituation in den Postmärkten
der insgesamt 13 Beitrittskandidaten



10 Newsletter Nr. 50, März 2003

geben. Neben den oben erwähnten
10 Kandidaten finden zusätzlich Bul-
garien, Rumänien und Türkei Berück-
sichtigung. Neben Analysen der
Märkte für Brief- Paket- und Express-
Dienstleistungen steht insbesondere
die praktische Umsetzung der durch

die Postdirektiven 97/67/EC und
2002/39/EC vorgegebenen Rahmen-
bedingungen in den jeweiligen Län-
dern im Mittelpunkt.

Beide Projekte werden in der ersten
Jahreshälfte 2003 durch die For-
schungsgruppe bearbeitet.

Antonia Niederprüm

Implementierung von Bottom-up-
Kostenmodellen zur Bestimmung der LRIC

von Vorleistungen im griechischen
Telekommunikationsmarkt

Im Januar 2003 hat die WIK-Consult
GmbH eine Beratungstätigkeit für die
griechische Regulierungsbehörde
(EETT) aufgenommen. Ziel des Pro-
jektes ist es, in Zusammenarbeit mit
der EETT die Kosten der effizienten
Leistungsbereitstellung hinsichtlich
Netzzusammenschaltung, entbün-
delter Teilnehmeranschlussleitung
und Mietleitungen zu ermitteln. Dies
wird durch die Anwendung der analy-
tischen Kostenmodelle für das Ver-
bindungsnetz und das Teilnehmeran-

schlussnetz geleistet. Im Sinne einer
für die spezifischen Rahmenbedin-
gungen Griechenlands geeigneten
Implementierung der beiden Bottom-
up-Kostenmodelle haben verschiede-
ne Modifikationen Eingang in die
Weiterentwicklung der Modelle ge-
funden.

Neben der Anwendung der Kosten-
modelle ist die Ermittlung von Kapital-
und Betriebskosten sowie die Analyse
von Kollokations- und Bereitstel-
lungskosten ein weiterer relevanter

Projektinhalt und ergänzt die laufende
Arbeit zu einem geeigneten Instru-
ment für die Entgeltregulierung durch
die EETT, deren Entscheidung für
Mitte 2003 erwartet wird. Das Projekt
wird von der Forschungsgruppe
"Kostenmodelle" in Zusammenarbeit
mit Herrn Dr. Werner Neu bearbeitet.

Michael Brinkmann, Florentín Gonzáles Lopéz

Veröffentlichungen des WIK
In der Reihe "Diskussionsbeiträge" erscheinen in loser Folge Aufsätze und Vorträge von Mitarbei-
tern des Instituts sowie ausgewählte Zwischen- und Abschlussberichte von durchgeführten For-
schungsprojekten. Die Hefte können entweder regelmäßig oder als Einzelheft gegen eine Schutz-
gebühr von 15,- € (Inland und europäisches Ausland) bzw. 23,- € (außereuropäisches Ausland) bei
uns bestellt werden.

Zuletzt erschienen

Nr. 240: Dieter Elixmann, Cornelia Stappen unter Mitarbeit von Anette Metzler –
Regulierungs- und wettbewerbspolitische Aspekte von Billing- und Abrech-

Die Studie befasst sich mit Billing-
und Abrechnungsprozessen im Fest-
netz und fokussiert dabei auf
Sprachtelefon- und Mehrwertdienste.

Für die Erstellung einer Telefonrech-
nung müssen vielfältige Arten von
Telekommunikationsdiensten in spe-
ziellen unternehmenseigenen Syste-
men zur Rechnungserstellung, den so
genannten Billingsystemen, verar-
beitet werden. Generell lässt sich der
Billingprozess in die drei Schritte
Accounting, Billing Mediation und
Billing im engeren Sinne unterteilen.

Die wesentliche Herausforderung im
Billing- und Abrechnungsprozess ist,

dass in einer arbeitsteiligen Welt wie
sie für heutige wettbewerblich organi-
sierte Telekommunikationsmärkte die
Regel ist nicht alle beteiligten Netz-
betreiber notwendigerweise über alle
rechnungsrelevanten Informationen
verfügen.

In Deutschland finden zwei unter-
schiedliche Abrechnungsverfahren,
das Online- Billing und das Offline-
Billing, Anwendung.

Insbesondere im Fall der Einführung
von Premium Rate Diensten (0900-
Nr.) zu Beginn des Jahres 2003 zeigt
sich, dass Informationsasymmetrien
ein wesentliches Problem bei der

Abrechnung der Dienste sind. Für die
Bewältigung dieses Informations-
problems werden unter den Netz-
betreibern zwei technische Lösungen
diskutiert: dezentrale Portierungsda-
tenbanken und der Originating Net-
work Identification Parameter (ONIP).
Eine weitere Lösung in Form einer
zentral geführten Portierungsdaten-
bank bietet das Clearinghaus Nexnet
an.

Die Präferenzen der Marktteilnehmer
für die eine oder andere Lösung stel-
len sich als sehr heterogen dar und
sind vor allem auf unterschiedliche
Interessenlagen und Abhängigkeiten

nungsprozessen im Festnetz (Januar 2003)
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zwischen der DTAG und ihren Wett-
bewerbern zurückzuführen.

Die für die Abrechnung der Premium
Rate Dienste wünschenswerte Eini-
gung der Netzbetreiber auf eine ein-
heitliche Lösung wird daher absehbar
nicht zustande kommen. Auch ist
unklar wie die von Nexnet angebote-
ne Lösung von den Netzbetreibern
angenommen werden wird.

Unabhängig von den bestehenden
Abrechnungsproblemen werden Pre-
mium Rate Dienste zu Beginn des
Jahres 2003 in Deutschland einge-
führt werden. Mit Blick auf die mögli-
che Marktstruktur nach dem 1. Januar
2003 lässt sich antizipieren, dass die
DTAG aufgrund von Informations-
und Größenvorteilen zunächst einen
Wettbewerbsvorteil in diesem Markt-

segment erreichen kann. Von Seiten
alternativer Netzbetreiber in diesem
Segment ist mit Blick auf einen un-
mittelbaren Markteintritt eine gewisse
Zurückhaltung spürbar. Belastbare
Aussagen zur langfristigen Perspekti-
ve eines Engagements dieser Spieler
lassen sich derzeit nicht ableiten.

Nr. 241: Lorenz Nett, Ulrich Stumpf unter Mitarbeit von Ulrich Ellinghaus, Joa-
chim Scherer, Sonia Strube Martins, Ingo Vogelsang – Eckpunkte zur Ausge-

Im Auftrag des Bundesministeriums
für Wirtschaft und Arbeit hat die WIK-
Consult in Zusammenarbeit mit Prof.
Dr. Joachim Scherer sowie Dr. Ulrich
Ellinghaus, und Prof. Dr. Ingo Vogel-
sang die Studie "Eckpunkte zur Aus-
gestaltung eines möglichen Handels
mit Frequenzen“ durchgeführt. Wie
der Titel besagt, war es die Zielset-
zung der Studie, Eckpunkte zum
Thema Frequenzhandel für die an-
stehende Neufassung des Telekom-
munikationsgesetzes zu entwickeln.
Mit dem Diskussionsbeitrag Nr. 241
veröffentlichen wir die Studie in Gän-
ze.

Zunächst erfolgt eine extensive öko-
nomische Analyse des Frequenzhan-
dels. Hierbei werden insbesondere
die folgenden Aspekte behandelt:
Prinzipien eines effektiven Frequenz-
handels, Frequenzhandel als Instru-
ment zur Förderung einer effektiven
Nutzung des Frequenzspektrums,
Frequenzhandel unter Beachtung von
negativen externen Effekten, Netz-
externalitäten und die Festsetzung
von Standards, wirtschaftspolitische
und soziale Aspekte bei der Fre-
quenzvergabe, wettbewerbspolitische
Aspekte, unterschiedliche Motive für
das Horten von Frequenzspektrum,
Windfall Profits, Frequenzhandel und
Frequenznutzungsbestimmungen,
institutionelle Arrangements des
Frequenzhandels, Elemente eines

Property Rights Regimes, Frequenz-
handel und Zeitrahmen für die Nut-
zung der Frequenzen, Notwendigkeit
der Führung eines zentralen Regis-
ters für den Frequenzhandel, Implika-
tionen des ursprünglichen Vergabe-
verfahrens auf den Handel mit Fre-
quenzen, Implikationen der Art der
Erhebung von Frequenzgebühren für
den Frequenzhandel sowie Einfüh-
rung von Frequenzhandel mit retro-
spektiver Gültigkeit.

Die rechtlichen Rahmenbedingungen
werden ebenfalls explizit dargestellt.
Im Blickwinkel der rechtlichen Analy-
se waren das Internationale Fernmel-
derecht, europäisches Telekommuni-
kationsrecht sowie das nationale
Verfassungsrecht. Neben den Rah-
menbedingungen, die das Verfas-
sungsrecht setzt, werden auch die
verfassungsrechtlichen Anforderun-
gen an ein Frequenzhandelssystem
dargestellt. Um tiefergehende Ein-
sichten zu erlangen, wird die Aus-
gestaltung des Frequenzhandels in
ausgewählten Ländern untersucht. In
extensiverer Form werden die Erfah-
rungen in den Vereinigten Staaten
von Amerika dargestellt. Daneben
wurde der Frequenzhandel in Austra-
lien und Neuseeland schematisch
behandelt. Ferner wird die aktuelle
rechtliche Sachlage und die derzeiti-
ge Diskussion in Großbritannien
ausführlich diskutiert.

Frequenzhandel bedeutet zunächst,
dass ein bisheriger Nutzer des Fre-
quenzspektrums freiwillig auf sein
Nutzungsrecht verzichtet und dies
gegen eine Geldzahlung einem ande-
ren dauerhaft oder vorübergehend
überlässt. Abhängig davon, ob ein
zugewiesenes Frequenzspektrum
ganz oder in Teilen übertragen wer-
den kann, bzw. abhängig davon,
welche Art der Nutzung zulässig ist,
kann man verschiedene Arten des
Frequenzhandels unterscheiden.
Ferner kommt der spezifischen Aus-
gestaltung des Transfermechanismus
eine entscheidende Rolle zu. Diese
Ausgestaltung bewegt sich zwischen
den beiden Extrempolen des freien
Handel im klassischen Sinne ohne
jegliche Form staatlicher Auflagen
und eines Transfersystems, das voll-
ständig durch die Regulierungsbe-
hörde bestimmt wird (z.B. Auktions-
design für einen spezifischen Fall der
Wiederveräußerung). Außerdem kann
ein solcher Mechanismus fallweise
oder generell vorgeschrieben werden.
Die institutionellen Arrangements
werden in der Studie in ihren ver-
schiedenen Ausprägungen diskutiert.
Letztendlich präsentieren wird die
Schlussfolgerungen für die Eckpunkte
des Frequenzhandels, die sich auf-
grund der vorangegangenen Analyse
ergeben.

staltung eines möglichen Handels mit Frequenzen (Februar 2003)
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Diskussionsbeiträge
Nr. 217: Ingo Vogelsang – Die räumliche Preisdifferen-

zierung im Sprachtelefondienst - wettbewerbs-
und regulierungspolitische Implikationen (Feb-
ruar 2001)

Nr. 218: Annette Hillebrand, Franz Büllingen – Politiken
und Folgen der institutionellen Neuordnung der
Domainverwaltung durch ICANN (April 2001)

Nr. 219: Hasan Alkas – Preisbündelung auf Telekom-
munikationsmärkten aus regulierungsökonomi-
scher Sicht (April 2001)

Nr. 220: Dieter Elixmann, Martin Wörter – Strategien der
Internationalisierung im Telekommunikations-
markt (Mai 2001)

Nr. 221: Dieter Elixmann, Anette Metzler – Marktstruktur
und Wettbewerb auf dem Markt für Internet-
Zugangsdienste (Juni 2001)

Nr. 222: Franz Büllingen, Peter Stamm – Mobiles Inter-
net - Konvergenz von Mobilfunk und Multimedia
(Juni 2001)

Nr. 223: Lorenz Nett – Marktorientierte Allokationsver-
fahren bei Nummern (Juli 2001)

Nr. 224: Dieter Elixmann – Der Markt für Übertragungs-
kapazität in Nordamerika und Europa 
(Juli 2001)

Nr. 225: Antonia Niederprüm – Quersubventionierung
und Wettbewerb im Postmarkt (Juli 2001)

Nr. 226: Ingo Vogelsang unter Mitarbeit von Ralph-
Georg Wöhrl – Ermittlung der Zusammen-
schaltungsentgelte auf Basis der in Anspruch
genommenen Netzkapazität (August 2001)

Nr. 227: Dieter Elixmann, Ulrike Schimmel und Rolf
Schwab – Liberalisierung, Wettbewerb und
Wachstum auf europäischen Telekommunikati-
ons-Märkten (Oktober 2001)

Nr. 228: Astrid Höckels – Internationaler Vergleich der
Wettbewerbsentwicklung im Local Loop 
(Dezember 2001)

Nr. 229: Anette Metzler – Preispolitik und Möglichkeiten
der Umsatzgenerierung von Internet Service
Providern (Dezember 2001)

Nr. 230: Karl-Heinz Neumann – Volkswirtschaftliche
Bedeutung von Resale (Januar 2002)

Nr. 231: Ingo Vogelsang – Theorie und Praxis des Re-
sale-Prinzips in der amerikanischen Telekom-
munikationsregulierung (Januar 2002)

Nr. 232: Ulrich Stumpf – Prospects for Improving Com-
petition in Mobile Roaming (März 2002)

Nr. 233: Wolfgang Kiesewetter – Mobile Virtual Network
Operators – Ökonomische Perspektiven und re-
gulatorische Probleme (März 2002)

Nr. 234: Hasan Alkas – Die Neue Investitionstheorie der
Realoptionen und ihre Auswirkungen auf die
Regulierung im Telekommunikationssektor
(März 2002)

Nr. 235: Karl-Heinz Neumann – Resale im deutschen
Festnetzmarkt (Mai 2002)

Nr. 236: Ulrich Stumpf, Wolfgang Kiesewetter und
Lorenz Nett – Regulierung und Wettbewerb auf
europäischen Mobilfunkmärkten (Juni 2002)

Nr. 237: Hilke Smit – Auswirkungen des e-Commerce
auf den Postmarkt (Juni 2002)

Nr. 238: Hilke Smit – Reform des UPU-Endvergütungs-
systems in sich wandelnden Postmärkten (Juni
2002)

Nr. 239: Peter Stamm, Franz Büllingen – Kabelfernse-
hen im Wettbewerb der Plattformen für Rund-
funk-übertragung - Eine Abschätzung der Sub-
stitutionspotenziale (November 2002)

Nr. 240: Dieter Elixmann, Cornelia Stappen unter Mitar-
beit von Anette Metzler – Regulierungs- und
wettbewerbspolitische Aspekte von Billing- und
Abrechnungsprozessen im Festnetz (Januar
2003)

Nr. 241: Lorenz Nett, Ulrich Stumpf unter Mitarbeit von
Ulrich Ellinghaus, Joachim Scherer, Sonia
Strube Martins, Ingo Vogelsang – Eckpunkte
zur Ausgestaltung eines möglichen Handels mit
Frequenzen (Februar 2003)
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